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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 50. 


(Nr. 7462.) Allerhöchſter Erlaß vom 29. Mai 1869., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an den Kreis Jerichow I., im Regierungsbezirk Magde⸗ 
burg, für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee von Zieſar 
über Poſt⸗Brücke, Glienicke, Puff-⸗Mühle, Grüningen bis zur Kreisgrenze 
in der Richtung auf die Stadt Brandenburg. 


N. Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
im Kreiſe Jerichow I., Regierungsbezirks Magdeburg, von Zieſar über Poſt⸗ 
Brücke, Glienicke, Puff⸗Mühle, Grüningen bis zur Kreisgrenze in der Richtung 
auf die Stadt Brandenburg genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreise 
Jerichow I. das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grund⸗ 
ſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ 


Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, 


in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem vorgenannten Kreiſe gegen 
Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur 
Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
hnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die a0 Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. i 
Schloß Babelsberg, den 29. Mai 1869. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. ; 


Jahrgang 1869. (Nr. 7462—7463,) 120 (Ar. 7463.) 
Ausgegeben zu Berlin den 27. Juli 1869. 
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(Nr. 7463.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis -Obliga- 


tionen des I. Jerichowſchen Kreiſes im Betrage von 22,000 Thalern. 
Vom 29. Mai 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2 


Nachdem von den Kreisſtänden des I. Jerichowſchen Kreiſes, im Regie⸗ 
rungsbezirk Magdeburg, auf dem Kreistage vom 10. Dezember 1866. beſchloſſen 
worden, die zur Ausführung des vom Kreiſe übernommenen chauſſeemäßigen 
Ausbaues der Straße von Zieſar über Poſt⸗Brücke, Glienicke, Puff⸗Mühle, 
Grüningen bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf die Stadt Brandenburg 
erforderlichen Geldmittel, welche aus den bereits emittirten Anleihen von 
166,000 Thalern und 18,500 Thalern, genehmigt durch die Privilegien vom 
17. Mai 1858. (Geſetz⸗Samml. S. 288.) und 5. Auguſt 1863. (Geſetz⸗Samml. 
S. 537), nicht gedeckt werden können, im Wege einer ferneren Anleihe zu be⸗ 
ſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der 
Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
22,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit 
des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
zum Betrage von 22,000 Thalern, in Buchſtaben: zweiundzwanzig Tauſend 
Thalern, welche in einer Emiſſion in Apoints zu Einhundert Thalern nach 
dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit vier 

/ und einem halben Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos 
zu beſtimmenden Folgeordnung jährlich, vom 1. April 1872. ab, innerhalb eines 
Zeitraums von 36 Jahren nach dem genehmigten Amortiſationsplane zu tilgen 
ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit 
der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die 
daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nach⸗ 
weiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. ö 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligatio⸗ 
nen eine Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch 
die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. : 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 29. Mai 1869. 


(. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg, 


Pro⸗ 


Be, 


Sem 
Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 
Obligation 


des 
J. Jerichowſchen Kreiſes 
III. Emiſſion 
Litir. 2. M ie 


über 


Ein hundert Thaler Preußiſch Kuraut. 


Auf Grund des untereer rr genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
10. Dezember 1866. wegen Aufnahme einer ferneren Schuld von 22,000 Tha⸗ 
lern bekennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des I. Jerichow⸗ 
ſchen Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Sei⸗ 
tens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von 
22,000 Thalern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden 
und mit vier und einem halben Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 22,000 Thalern geſchieht vom 
1. April 1872. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 36 Jahren aus 
einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds, nach Maaßgabe des geneh⸗ 
migten Tilgungsplanes. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. ie Auslooſung erfolgt vom Jahre 1872. ab in dem 


Monate Dezember jeden Jahres, die Auszahlung der ausgelooſten Beträge am 


nächſten 1. April u. ſ. f. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt drei, 
zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Magdeburg und im Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 1. April und am 1. Oktober, von heute an 
gerechnet, mit vier und einem halben Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit 
jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

(Nr, 7468.) 120* bei 
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bei der Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe in Loburg, und zwar auch in der nach dem Ein- 
tritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil I. 
Titel 51. §F. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Burg. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinsküpons durch Vorzeigung der chuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel⸗ 
1710 und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 5 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 18.. ausgegeben. Für die weitere gelt werden Zinskupons 

auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 
d Die Ausgabe einer neuen Zinskupons - Serie erfolgt bei der Kreis- 
Ehauſſeehaukaſſe zu Loburg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
betgedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 8 8 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. i f 
5 1 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


Loburg, den n. 18 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau 
im J. Jerichowſchen Kreife, 


Pro 
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provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 
Zinskupon 


zu der 
Kreis⸗Obligation des I. Jerichowſchen Kreiſes 
dritte Serie a 
Hittir. . 
über Einhundert Thaler zu vier einhalb Prozent Zinſen 
über 
Thaler 3%, Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
„ 18.“ und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
für das Halbjahr vom a, bis mit (in Buchſtaben) zwei 
a ſieben Silbergroſchen ſechs Pfennigen bei der Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe zu 

oburg. 5 
Loburg, den u 18. 
Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau 
13 im J. Jerichowſchen Kreife. 
Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Gand ac mae ee Jae al 
der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalen erjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 
h 


Der Inhaber A, Talons empfängt gegen deffen Rückgabe zu der Obligation 
eiſes Serie III. | 
Ekittr. a über Einhundett Thaler à vier einhalb Prozent Zinſen 
die .de Serie Zinskipons für die fünf Jahre 18. bis 18. bei der Kreis. 
Chauſſeebaukaſſe zu Loburg. eh 
Loburg, den ü 8 f 

Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau 

im J. Jerichowſchen Kreiſe. 


(Ar. 7463-7464.) 8 (Nr, 7464.) 
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(Nr. 7464.) Statut der Genoſſenſchaft zur Melioration des Thales am Maſſelbache im 
Kröbener Kreiſe. Vom 28. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, auf Grund der SS. 56. und 57. des 
Geſetzes vom 28. Februar 1843. und des Artikel 2. des Geſetzes vom 11. Mai 
1853., was folgt: 

Sl: | 

Die Beſitzer des im Kröbener Kreife am Mafjelbache belegenen Wieſen⸗ 
und Bruchterrains — von der Grenze des Kröbener Kreiſes mit der Provinz 
Schlefien aufwärts bis zur Laszezon⸗Pakowkaer Feldmarksgrenze — werden zu 
einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtücke durch Ent⸗ und 
Bewäſſerung zu verbeſſern. 

Der Verband hat Korporationsrechte und ſeinen Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgerichte zu Rawicz. 5 

Dem Verbande liegt ob, den durch den Wieſenbaumeiſter Doſtert am 
17. November 1868. entworfenen, bei der Prüfung in den oberen techniſchen In⸗ 
ſtanzen gebilligten Meliorationsplan zur Ausführung zu bringen, und die dem⸗ 
gemäß ausgeführten Anlagen zu unterhalten. f 

Die bei Station 148. des augebörigen Situationsplanes zu erbauende 
Schleuſe wird mit der daſelbſt beſtehenden Brücke verbunden. Die Koſten der 
erſten Ausführung trägt die Genoſſenſchaft. 

Zur künftigen Unterhaltung dieſer Schleuſenbrücke hat der bisherige Brücken⸗ 
baupflichtige mit beizutragen, und wird das Beitragsverhältniß zwiſchen der Ge⸗ 
noſſenſchaft und dem Brückenbaupflichtigen im Mangel einer Einigung durch 
das im $. 11. dieſes Statutes angeordnete Schiedsgericht endgültig feſtgeſtellt. 

Die künftige Räumung der alten Gräben innerhalb des So ietätsgebietes 
bande a Räumungspflichtigen, wird aber unter Aufſicht des Ver⸗ 
bandes geſtellt. 

hebliche Veränderungen des Meliorationsplanes, welche im Laufe der 
Ausführung nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 
K . 5 

Dem Verbande wird für alle Anlagen zur Ausführung des Meliorations⸗ 
planes das Recht der Expropriation verliehen. f 

Beim e e ſteht die Entſcheidung darüber, welche Ge⸗ 
0 der Expropriation unterliegen, der Regierung zu Poſen zu, mit Vor⸗ 
behalt eines innerhalb einer Präkluſtoftiſ von ſechs Wochen einzulegenden Re⸗ 

kurſes an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

Die Feſtſtellung der Entſchädigungen erfolgt im Mangel einer Einigung 
fahr das in $$. 45—51. des Geſetzes vom 28. eknar 1843. bezeichnete Ver⸗ 
ahren. 

§. 4. 


* 


$. 4. di 

Jedes Verbandsmitglied ift verpflichtet, dem Verbande von ſeinen Grund⸗ 
ſtücken diejenigen Flächen, welche zu den Behufs Regulirung des Maſſelbaches 
auszuführenden Durchſtichen, ferner zur Verbreitung des Maffelbaches, ſowie 
zum Bau oder zur Verbreitung der Zu- oder Ableitungsgräben erforderlich ſind, 
ſoweit ohne Entſchädigung abzutreten, als der bisherige 9 utzungswerth durch die 
dem Beſitzer demnächſt verbleibende Grasnutzung auf den Doſſirungen und Ufer⸗ 
wänden und durch die ſonſtigen aus dem Bau erwachſenden zufälligen Vortheile 
enge wird. 

treitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds⸗ 
richterlich (§. 11.) entſchieden. 5 
5 Bezüglich der Auszahlung der Geldentſchädigungen — mögen dieſelben 

nach §. 3. in Folge ſtattgehabter Expropriationen oder nach $. 4. durch ſchieds⸗ 

richterliches Wafer für Vereinsmitglieder feſtgeſetzt ſein — kommen die Be⸗ 
ſtimmungen, welche durch die Kabinetsorders vom 26. Dezember 1833. und 
8. Auguſt 1832. bezüglich der Geldentſchädigungen für den zu Kanälen und 
öffentlichen Flußbauten abgetretenen Grund und Boden ergangen ſind, zur An⸗ 
wendung. : 

1 . 5 

Die Koſten der Ausführung des Meliorationsplanes und der Unterhaltun 
der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von den Genoſſen des Verbandes durch 
Geldbeiträge nach Maaßgabe des Kataſters aufgebracht. 

F. 6. 

In dem Kataſter ſind die betheiligten Grundſtücke nach Verhältniß des 
abzuwendenden Schadens und herbeizuführenden Vortheils in drei Klaſſen zu 
theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen 

der I. Klaſſe zu drei Theilen, 
ll. zu zwei Theilen, 
III. zu Einem Theile 
heranzuziehen iſt. 
$. 7. 

Die Aufſtellung des allgemeinen Kataſters erfolgt durch zwei von der 
Regierung zu Poſen ernannte Boniteure unter Leitung des hierzu von ihr er⸗ 
nannten Kommiſſarius. 

5 Den Boniteuren können nach Befinden ortskundige Perſonen beigeordnet 
werden. 
$. 8. 
8 Das Kataſter iſt den einzelnen Gemeindevorſtänden, ſowie den Beſitzern 
der Güter, welche außer dem Gemeindeverbande ſtehen, auszugsweiſe mitzutheilen 
und es iſt zuglech im Amtsblatte eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, 
in welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtänden und dem Kommiſſarius ein- 
geſehen und Beſchwerde dagegen bei dem letzteren angebracht werden kann. 90 
(Nr. 7464) er 
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Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtändigen zu unterſuchen. 

Die Sachverſtändigen ſind von der Regierung zu ernennen und zwar 
hinſichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter Feldmeſſer oder 
nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der ökonomiſchen Fragen zwei 

landwirthſchaftliche Sachverſtändige, denen ein Waſſerbau⸗Sachverſtändiger zuge⸗ 
ordnet werden kann. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer und 
der Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate 
einverſtanden, "fo wird das Katafter demgemäß berichtigt; anderenfalls werden 
die Akten der Regierung zu Poſen zur Entſcheidung über die Beſchwerde ein⸗ 
gereicht. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdeführer. N 5 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zuläſſig. | 

Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und dem 
Verbandsvorſtande zugeſtellt. ö 5 

Die Einziehung von Beiträgen kann ſchon im Laufe des Reklamations⸗ 
verfahrens erfolgen, ſobald das Kataſter nach F. 7. aufgeſtellt iſt, oder auch 
ſchon früher, Falls das Bedürfniß vorliegt, nach Verhältniß der Fläche der in 
dem vorläufigen Kataſter des Feldmeſſers Boſchan vom 16. Juni 1868, als be⸗ 
theiligt aufgenommenen Grundſtücke. In beiden Fällen bleibt die ſpätere Aus⸗ 
gleichung der gezahlten Beiträge nach dem feſtgeſtellten Kataſter vorbehalten. 


855 
i An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Sozietätsdirektor. Der Land- 
rath des Kröbener Kreiſes ſoll zugleich Sozietätsdirektor ſein. Ihm liegt die 
Handhabung der Polizei zum Schuße der Verbandsanlagen ob. 

Dtäierſelbe iſt befugt, wegen der polizeilichen Uebertretungen der zum Schutz 
der Verbandsanlagen beſtehenden Vorſchriften die Strafen bis zu fünf Thalern 
Geldbuße vorläufig feſtzuſetzen nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 349.). Die vom Sozietätsdirektor allein, nicht vom Polizeirichter, 
feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Verbandskaſſe. 

Der Sozietätsdirektor führt ferner die Verwaltung nach den Beſtimmun⸗ 
gen dieſes Statuts und nach den Beſchlüſſen des Vorſtandes und vertritt die 
Genoſſenſchaft in allen Angelegenheiten, auch dritten Perſonen und Behörden 
gegenüber, in und außer Gericht, wenn es nöthig werden ſollte. 

Er hat insbeſondere: i j 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feligejehlen 
Plänen zu veranlaſſen und dieſelben zu beaufſichtigen; 5 
b) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den Säu⸗ 
migen event, gleich wie bei allen übrigen auf Grundſtügen haftenden 
öffentlichen Laſten, durch adminiſtrative Sektion zur Wa e 
ein 
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einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſen⸗ 
verwaltung zu revidiren; 5 


e) den Schriftwechfel für die Genoffenfchaft zu führen und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. 


Dem Sozietätsdireftor wird ein Vorſtand von zwei durch die Genoſſen⸗ 
ſchaft gewählten Mitgliedern beigeordnet, welcher unter dem Vorſitze des Sozie⸗ 
tätsdirektors nach Stimmenmehrheit verbindende Beſchlüſſe für die Sozietät zu 
faſſen, den Direktor in ſeiner Geſchäftsführung zu unterſtützen und das Bet 
der Sozietät überall wahrzunehmen hat. 

In Behinderungsfällen wird jedes Vorſtandsmitglied durch je einen von 
der Genoſſenſchaft gewählten Stellvertreter vertreten. 

Zur Verbindlichkeit des Beſchluſſes gehört die Theilnahme dreier Perſonen, 
des Sozietätsdirektors und der beiden Vorſtandsmitglieder, oder eines oder beider 
Stellvertreter. 

Die Ausführung der Beſchlüſſe ſteht dem Sozietätsdirektor zu. 

In Behinderungsfällen läßt der Direktor die Angelegenheiten der Ge⸗ 
noſſenſchaft durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu er⸗ 
nennenden Stellvertreter leiten. f 


$. 10. 
Bei der Wahl der beiden Vorſtandsmitglieder und der beiden Stell. 
vertreter hat jeder Beſitzer eines betheiligten Rittergutes oder eines außerhalb eines 
Gemeindeverbandes ſtehenden Gutes „ferner der Beſitzer des Gutes Lindenhof 
und der Beſitzer des jetzt dem Alexander Paſchke gehörigen Hauptgutes zu Maſſel, 
ſowie jeder Vorſteher derjenigen Gemeinden, aus deren Gemeindebezirken Grund⸗ 
ſtücke im Meliorationsgebiete liegen, für je zehn volle, auf Normalboden (erſter 
Klaſſe) reduzirte Morgen des zu den bezeichneten Gütern oder zur Gemeinde ge⸗ 
hörigen betheiligten Beſitzſtandes Eine Stimme. . 
So lange das Katafter nicht nach $. 8. definitiv feſtgeſtellt worden, ift 
lediglich die Morgenzahl der im vorläufigen Kataſter des Wieſenbaumeiſters 
Doſtert als betheiligt aufgenommenen Flächen für die Berechnung der zuſtehen⸗ 
den Stimmenzahl maaßgebend. 
Die bezeichneten Wähler wählen entweder perſönlich oder durch Bevoll⸗ 


maächtigte, reſp. durch ihre geſetzliche Vertreter. 


Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet, bei Stimmengleichheit das Loos. 
Wird nach zweimaliger Wahlabſtimmung eine Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo 
ſind für jede noch vorzunehmende Wahl diejenigen beiden Perſonen, welche in 
der vorhergegangenen Abſtimmung die relativ meiſten Stimmen erhalten hatten, 
auf die engere Wohl zu bringen. 

Die Wahl gilt für ſechs Jahre; alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte aus, 
und zwar das erſte Mal nach dem Looſe, demnächſt nach dem Dienſtalter. 

Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Der Sozietätsdirektor iſt Wahlkommiſſarius und ſtellt die Wahlliſten 
feſt. Die Prüfung der Wahlen gebührt dem Vorſtande. Bei dem Wahl⸗ 
Jahrgang 1869. (Nr. 7464.) 121 ver⸗ 
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verfahren, ſowie für die Verpflichtung zur Annahme der Wahl gelten analog 
die Vorſchriften über Gemeindewahlen. 


8 n 

Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das Eigen 
thum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von Grund- 
e und anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpeziellen 
Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, gehören zur Ent⸗ 
ſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtände unterſucht und entſchieden, ſoweit 
nicht in Betreff des Entſchädigungsperfahrens im F. 3. etwas Anderes be 
ſtimmt iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Sozietätsdirektor angemeldet werden muß. 

Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet nach 
Stimmenmehrheit. 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt 
die Koſten. | 

Das Schiedsgericht wird in jedem Falle ſo gebildet, daß der Verbands⸗ 
vorſtand einen Schiedsrichter, der oder die mehreren gleich betheiligten Rekurrenten 
einen Schiedsrichter wählen, und daß die Regierung den Obmann beſtimmt, 
welcher den Vorſitz führt. ö 

Zu Mitgliedern des Schiedsgerichts können nur großjährige, verfügungs⸗ 
fähige, unbeſcholtene Männer, die nicht zum Verbande gehören, gewählt werden. 

Wenn von dem oder den gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen vier 
Wochen, vom Tage des Abganges der ſchriftlichen Aufforderung des Vorſtandes, 
dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, fo erfolgt die Wahl 
deſſelben durch die Regierung. 

Wenn von mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten einzelne ſich der Wahl 
enthalten, ſo ſind fie an die Wahl der übrigen gebunden. 


§. 12. 


Nach beendeter Ausführung des Meliorationsplanes findet alljährlich 
zwiſchen Saat- und Erntezeit eine Hauptſchau und, jo oft es erforderlich iſt, 
im September eine Nachſchau der Anlagen Seitens des Vorſtandes ſtatt. 

Der Sszietätsdirektor ſchreibt die Schau aus und leitet dieſelbe. Er legt 
dabei ein Verzeichniß der Schaugegenſtände mit ihrer Beſchreibung zu Grunde 
und zieht die Betheiligten, ſofern ſie ſich melden, oder er es für nöthig hält, zu. 

Der Vorſtand ſetzt demnächſt feſt, was zur Unterhaltung der vorhandenen 
Anlagen geſchehen fol. 8 | 


= - 
$. 13. 
Der Verband ift dem Oberaufſichtsrechte des Staates unterworfen. Dieſes 
Recht wird durch die Regierung zu Poſen als Landespolizeibehörde und in 
höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts und im Uebrigen in dem Umfange 
und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehörden der Gemeinden 
zuſtehen. 
§. 14. 
Abänderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Genehmi⸗ 
gung erfolgen. | 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 28. Juni 1869. 


(J. S.) Wilhelm. 


Für den Juſtizminiſter: 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


— — — 


(Nr 7465.) Allerhöchſter Erlaß vom 7. Juli 1869., betreffend die Verleihung des Expro⸗ 
priationsrechts für die Zweigbahn von dem bei Neunkirchen belegenen 
Bahnhofe der Saarbrücker Eiſenbahn nach den Wilhelm ⸗Schächten der 
fiskaliſchen Steinkohlengrube König-Wellesweiler. 


1 Ich auf Ihren Bericht vom 2. Juli d. J. die Herſtellung einer Zweig⸗ 
bahn von dem bei Neunkirchen belegenen Bahnhofe der Saarbrücker Eiſenbahn 
nach den Wilhelm⸗Schächten der fiskaliſchen Steinkohlengrube König⸗Wellesweiler 
hierdurch genehmige, beſtimme Ich zugleich, daß das in Meinem Erlaſſe vom 
28. November 1847. (Geſetz⸗Samml. für 1848. S. 13.) für die Hauptbahn 
verliehene Recht zur Expropriation und zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundſtücke auch auf die Anlage dieſer Zweigbahn Anwendung finden ſoll. 
Schloß Babelsberg, den 7. Juli 1869. 


Wilhelm. 
Für den Handelsminiſter 
v. Selchow. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 74647466. | 121* (Nr. 7466.) 


(N | 7466) A flerhöchfter Erlaß vom 14. Juli 1869 17 die Erhebung der ofen. 
abgaben zu en im Ne c Schleswig. 


7 


a, RE Ihres bench ftlichen Berichts vom 10. d. M. Mir vor⸗ 
gelegten Tarif zur Erhebung der Hafenabgaben zu Huſum, im Kreiſe Huſum, 
Regierungsbezirks Schleswig, ſende Ich Ihnen, von Mir vollzogen, hierneben 

2 zur weiteren Veranlaſſung mit der nn . en a mit dem 
J. Auguſt d. J. in Kraft treten ſoll. 9 


Dieſer Erlaß iſt mit au a bunch bi Geſez⸗ Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. 


Bad Ems, den 14. Juli 1869. 


Wilhelm. 


ür den Miniſter 
„ ’ 2 Für a 1 Hande Gewerbe und 
„„ N : öffentliche Arbeiten: 


Gr. zu Eulenburg. v. Selchow. 


An die Miniſter der Finanzen an fü Be Gewerbe. N eee 
an und ehe Arbeiten. ei wa 


80 T 


* 7 


— 901 — 


. 
nach welchem 
die Abgaben fuͤr die Benutzung der Hafenanlagen zu Huſum, 
im Kreiſe Huſum, Regierungsbezirks Schleswig, vom 
J. Auguſt 1869. an zu erheben find, 
Vom 14. Juli 1869, 


Ez wird entrichtet: 


A. Hafengeld von Schiffsfahrzeugen: 
J. von drei Laſten Tragfähigkeit und darunter, wenn ſie beladen ſind: 


beit eng,, 1 Silbergroſchen, 
ne, 1 . 


für jedes Fahrzeug. 


Anmerkung. Fahrzeuge der vorſtehend unter I. bezeichneten Art bleiben 
von der Abgabe befreit, wenn ſie beballaſtet oder leer iind; 


II. von mehr als drei Laſten bis zu einſchließlich vierzig Laſten Trag⸗ 
fähigkeit: Be 
a) wenn fie beladen find: 


nn; 8 2 Silbergroſchen, 
hein ang > 2 : 


b) wenn fie Ballaft führen oder leer find: 


JVV)VVVVV 1 Silbergroſchen, 
beim Ausgange 1 . 


für jede Laſt der Tragfähigkeit , 
. III. von mehr als vierzig Laſten Tragfähigkeit 
3 a) wenn ſie beladen ſind: 


beim Einga ge 4 Silbergroſchen, 
beim Ausgange 4 : 


b) wenn ſie Ballaft führen oder leer find: 


heim Ein gane sa, 2 Silbergroſchen, 
beim Ausgange: 2 - 
für jede Laſt der Tragfähigkeit. 
(Ar. 7466.) Aus⸗ 


i 
. 
. 
5 
5 


ee EU OEM FETTE ER 


BET NE ee ae en een Beet ee 


1) Schiffe von mehr als vierzig Laſten Tragfähigkeit, wenn ſie eine Fahrt 


2) Schiffe, deren Ladung 


richten. i 


3 


— 


= 


Jahre befuchen, kann nach Wahl anſtatt der tarifmäßigen Abgabe für 
jede einzelne Fahrt eine jährliche Abfindung entrichtet werden, deren Ve 


züglichen Abgabenſätze zu. entrichten, vorbehaltlich jedoch der Nacherlegung 
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Ausnahmen. 


zwiſchen Häfen des Norddeutſchen Bundes ohne Berührung fremder 
Häfen machen, entrichten nur die Hälfte der vorſtehend unter III. a. 
und b. feſtgeſetzten Abgabe. 


5 


a) im Ganzen das Gewicht von vierzig Zentnern nicht überſteigt, oder 
b) ausſchließlich in Dachpfannen, Dachſchiefer, Cement, Bruch-, 
Cement⸗, Granit⸗, Gyps⸗, Kalk, Mauer-, Pflaſter⸗ oder Ziegel⸗ 
ſteinen aller Art, Kreide, Thon⸗ oder Pfeifenerde, Seegras, Sand, 
Brennholz, Torf, Steinkohlen, Koaks, Rohſchwefel, Salz, Heu, 
Stroh, Dachrath, Dünger, friſchen Fiſchen oder Rohmaterialien 
zum Deichbau beſteht, 
haben das Hafengeld nur nach den Sätzen für Ballaſtſchiffe zu ent⸗ 


Die vorſtehend normirten Sätze find nur für ſolche Schiffe voll zu ent⸗ 
richten, welche in den Binnenhafen oder die Aue, ſoweit letztere vom 
Dockkooge begrenzt wird, einlaufen. Bleiben Schiffe dagegen auf 
der Rhede oder der Außenque, fo iſt für dieſelbe nur die Hälfte der be⸗ 


bis zum vollen Betrage für den Fall, daß ſie ſpäter noch in den Binnen⸗ 
hafen oder den vom Dockkvoge begrenzten Theil der Aue einlaufen. 
Sind Fahrzeuge auf der Rhede oder der Außenaue entlöſcht und 
iſt hierfür nach dem Vorſtehenden die Hälfte des bezüglichen, Abgaben⸗ 
ſatzes für beladene Fahrzeuge entrichtet worden, ſo bleibt, wenn dieſelben 
demnächſt leer oder geballaſtet in den Binnenhafen oder den innerhalb 
des Dockkooges belegenen Theil der Aue einlaufen, noch die Hälfte der 
Abgabe nach dem Satze für leer oder geballaſtet einkommende Fahrzeuge 
nachzuerlegen. N In: 
In gleicher Weiſe ift für Schiffe, welche den Binnenhafen oder 
die Binnenaue leer oder geballaſtet verlaſſen und alsdann noch auf der 
Rhede oder der Außenaue Ladung einnehmen, die Hälfte der Abgabe 
nach dem Satze für leer oder geballaſtet ausgehende Schiffe und die 
Hälfte des bezuͤglichen Satzes für beladen ausgehende Schiffe zuſammen 
zu entrichten. 


Für Fahrzeuge, welche im Verkehr mit den benachbarten Küſtenorten, 
Inſeln und Halligen den Huſumer Hafen regelmäßig oder häufig im 


nach näherer Anleitung des Finanzminiſters von der zuſtändigen Ver⸗ 


waltungsbehörde feſtzuſetzen bleibt. = 193 
5 L 
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Befreiungen.“ 


Von Entrichtung des Hafengeldes ſind ſowohl für den Eingang als für 
den Ausgang befreit: i 


1) alle Fahrzeuge, welche ohne Ladung in den Hafen einlaufen, um Fracht 
zu ſuchen, und den Hafen ohne Ladung wieder verlaflen; 


2) alle Fahrzeuge, welche wegen Seeſchadens oder anderer Unglücksfälle, 
wegen Eisganges, Sturmes oder widriger Winde, ſowie alle Fahrzeuge, 
welche, nur um Erkundigungen einzuziehen oder Orders in Empfang zu 
nehmen, in den Hafen einlaufen und denſelben ohne Ladung gelöſcht oder 
eingenommen und ohne die Ladung ganz oder theilweiſe veräußert zu 
haben, wieder verlaſſen; 

3) Fahrzeuge von vierzig Laſten oder weniger Tragfähigkeit, wenn ſie auf 
der Fahrt nach einem anderen Hafen des Norddeutſchen Bundesgebiets 
in den Huſumer Hafen lediglich zu dem Zwecke einlaufen, um daſelbſt 
eine den zehnten Theil ihrer Tragfähigkeit nicht überſteigende Beiladung 
zu löſchen oder einzunehmen; 

4) Fahrzeuge, welche zur Hülfsleiſtung bei geſtrandeten oder in Noth befind- 
. lichen Schiffen aus, oder eingehen, wenn fie nicht zum Löſchen oder 
Bergen von Strandgütern verwendet werden; 

5) Leichter⸗Fahrzeuge, wenn das zu leichternde oder durch Leichter beladene 
Schiff ſelbſt die Hafenabgabe entrichtet; 

6) Schiffsgefäße, welche Staatseigenthum find, oder lediglich für Staats⸗ 
rechnung Gegenſtände befördern, jedoch in letzterem Falle nur auf Vor⸗ 
zeigung von Freipäſſen; 

) alle Lootſenfahrzeuge, ſoweit fie nur ihrem Zwecke gemäß benutzt werden; 


8) Bbte, welche zu den der Abgabe unterliegenden Schiffen gehören, ſowie 
allgemein alle kleinen Fahrzeuge bis zu Einer Laſt Tragfahigkeit , f 
9) Fahrzeuge bis zu einſchließlich drei Laſten Tragfähigkeit bei ihren Fahrten 
az 1 nach und von den im Hafen oder auf der Rhede liegenden Schiffen; 
ie 10) Fahrzeuge, welche Steine aus dem Meeresgrund oder von der Küſte 
5 geſammelt einbringen, jedoch nur für den Eingang; inſofern ſie den 
Hafen leer oder geballaſtet wieder verlaſſen, auch für den Ausgang; 


11) alle Fahrzeuge, welche lediglich zur Fiſcherei benutzt werden. 


Zuſätzliche Beſtimmungen. 


y Soweit in diefem Tarife die Schiffslaft den Erhehungsmaaßſtab bildet, 
iſt darunter die Preußiſche Schiffslaſt von viertauſend Pfund zu e ) Be 
Ar. 7466.) 


e 


CCW 

2) Bei Berechnung der AL werden Bruchtheile von einer halben 
Laſt oder mehr für eine volle Laſt gewechnef, kleinere Bruchtheile dagegen 
außer Berechnung gelaſſen. 


dagger geld 


Für die Benutzung von je 36 Quadratfuß Preußiſch der am 2 9 1 
Lagerplätze für eine jede Woche 6 Pf. 
Anmerkung: 


1) Bei Benutzung eines Lagerplatzes von kürzerer Dauer als eine Woche, wird letztere 
ebenſo wie für überſchießende Tage voll berechnet. 


2) Flächen von weniger als 36 Quadratfuß und überſchießende Theile werden für volle 
30 6 Quadratfuß gerechnet. 


C. Krahnengeld!: 


Erfolgt die Einladung oder Ausladung mittelſt des Krahnens, ſo wird an 
Krahnengeld entrichtet: 
für jede Stunde oder kürzere Zeit der Benutzung. . .. 3 Silbergroſchen. 


Anmerkung: Bei längerer Benutzung wird jede angefangene Stunde 
voll berechnet. 


Gegeben Bad Ems, den 14. Juli 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter 
Für inen für Handel, Gewerbe und 
Ampel, Arbeiten: 


Gr. zu Eulenburg. v. Selchow. 


Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchbruckerei 
. (N. v. Decker ) 


